
Bundessozialgericht

2 RU41/81} Im Namen des Volkes

Verkündet am [theil

12. Dezember 1985

in dem Rechtss■eh

.....OUOCDICCOOI.......ICICOOUIDCOOOIOODUCOO... uuuuu oo,

Prozeßbevollmächtigte:
.... ...... ......... ...... .....,

g e g e n

00.00...I.....l."...-00.000.........OOIOOODOOUlllttvo,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 12. Dezember 1985

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 17. Mai 198“ wird

zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Klägerin ist eine Kommanditgesellschaft (KG), die den Ein—

zelhandel mit Drogeriewaren betreibt. Persönlich haftende Ge—

sellschafterin der KG ist Frau C. H.
, Kommanditist ist

ihr Ehemann G. H. . Die Beklagte hat die Versicherungs-

pflicht auf die Unternehmer und die in den Unternehmen tätigen

Ehegatten der Unternehmer erstreckt (% HO der Satzung). Für die

Berechnung der Beiträge und der Geldleistungen gilt als Jahres-

arbeitsverdienst (JAV) für den Unternehmer und den Ehegatten der

Betrag von je 24.000,—— DM (Versicherungssumme, — s 5 H1 Abs 1

der Satzung vom 22. Mai 1975 idF der Nachträge vom 22. November

1977 und 30. Juni 1978 —).

lm Beitragsbescheid vom 17. April 1980 für das Jahr 1979 legte

die Beklagte eine Versicherungssumme für Unternehmer von

A8.000,—— DM und ein Arbeitsentgelt "für Personal" von

9.A30,—— DM zugrunde und setzte den Beitrag der Klägerin unter

Berücksichtigung eines Nachlasses von 10 vH (% 27 der Satzung)

und Zurechnung eines betrages von A‚2O DM als Anteil des Ar-

beitsentgelts nach dem Gesetz über Konkursausfallgeld auf insge—

samt 287,90 DM fest; davon entfielen 237,10 DM auf die Unter-

nehmerversicherung. Die Klägerin erhob Widerspruch und beantragte

die Berechnung des Unternehmerbeitrags nach dem wirklichen - ge—

ringeren — Einkommen. Die Beklagte lehnte dies ab (Widerspruchs—
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bescheid vom 11. November 1980).

Das Sozialgericht (SG) Hannover hat die Klage abgewiesen, mit

welcher die Klägerin beantragt hat, bei der Beitragsberechnung

nur ihre tatsächlich erzielten Einkünfte, hilfsweise, ein Unter-

nehmereinkommen von 2M.OOO,-- DM zugrunde zu legen (Urteil vom

14. April 1983). Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung

zurückgewiesen.(Urteil vom 17. Mai 198M) und zur Begründung ua

ausgeführt: Der Beitragsbescheid sei nicht zu beanstanden. Für

pflichtversicherte Unternehmer und deren im Unternehmen tätige

Ehegatten enthalte die Reichsversicherungsordnung (RVO) keine die

Gestaltungsfreiheit der Unfallversicherungsträger einschränkende

Regelung hinsichtlich der Bemessungsgrundlage für die Beitrags-

erhebung. Die Festsetzung bestimmter Versicherungssummen sei

nicht deshalb unwirksam, weil die Betroffenen Einkünfte in Höhe

der festgesetzten Beträge nicht erzielten. Gegen die Eigentums—

garantie des Art 1“ des Grundgesetzes (GG) verstoße der Ver-

sicherungsträger insoweit nur, wenn die satzungsmäßige Regelung

zu Beiträgen führe, welche die Versicherten — anders als hier —

in ihren Vermögensverhältnissen grundlegend beeinträchtigen

würden. Ein Verstoß gegen Art 3 GG komme schon deshalb nicht in

Betracht, weil die Arbeitnehmer nicht beitragspflichtig zur Un-

fallversicherung seien. Der Hilfsantrag sei ebenfalls unbegrün—

det, weil außer Frau C. H. auch deren Ehemann nach % 3

des Gesellschaftsvertrages vom 8. Juli 1965 in vollem Umfang im

Unternehmen arbeite.

Die Klägerin hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt, mit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


der sie — nur noch — begehrt, der Beitragsberechnung für das Jahr

1979 die von den Gesellschaftern C. und G. H. in

diesem Jahr tatsächlich erzielten Einkünfte (16.2A7,—- DM, 5

Feststellungsbescheid des Finanzamts Hannover—Nord vom 25. Au-

gust 1980, Bl 20/21 SG—Akte) zugrunde zu legen. Sie rügt die

Verletzung der 53 671 Nr 9, 725 Abs 1 und 728 Abs 1 BVD, SS 23

Abs 2 und A1 Abs 1 der Satzung der Beklagten sowie der Verfas-

sungsgrundsätze der Gleichbehandlung (Art 3 GG), der Eigentums—

garantie (Art 1A GG) und der Verhältnismäßigkeit und Zumutbar—

keit. Grundlage der Beitragsberechnung sei nach % 725 Abs 1 RVO

ua das Entgelt der Versicherten, also auch dasjenige der sat—

zungsmäßig versicherten Unternehmer. Die Beklagte habe ihre Sat—

zungsautonomie willkürlich ausgeübt, indem sie bei der Festlegung

eines fingierten JAV keine Ausnahmeregelung für den Fall ge-

troffen habe, daß die Unternehmer überhaupt keinen oder — wie

hier — einen wesentlich geringeren als den festgesetzten JAV er-

zielten. Soweit es darauf ankomme, ob die Belastung durch die

Höhe des Beitrags einen unzumutbaren Eingriff in die Einkom—

mensverhältnisse der Klägerin bedeute, hätte das LSG nach S 103

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) die Feststellung treffen müssen,

daß die im Bescheid des Finanzamts für das Jahr 1979 festgesetz—

ten Einkünfte der Gesellschafter deren tatsächlich erzieltes Ar-

beitseinkommen iS des % 15 Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vor-

schriften für die Sozialversicherung — (SGB IV) gewesen sei.

Die Klägerin beantragt,

das angefochtene Urteil des Landessozialgerichts

Niedersachsen vom 17. Mai 198A aufzuheben‚
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Die

Sie

Die

Der

vom

auf ihre Berufung das Urteil des Sozialgerichts

Hannover vom 14. April 1983 abzuändern und die

Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom

17. April 1980 in der Fassung des Widerspruchs—

bescheides vom 11. November 1980 zu verurteilen,

der Berechnung des Umlagebeitrages für 1979 die von

den Gesellschaftern C. H. und G.

H. im Jahre 1979 tatsächlich erzielten Ein—

künfte zugrunde zu legen,

hilfsweise,

das angefochtene Urteil des Landessozialgerichts

Niedersachsen vom 17. Mai 1984 aufzuheben und den

Rechtsstreit zur anderweiten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht Niedersachsen

zurückzuverweisen.

Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Revision der Klägerin ist nicht begründet.

Beitragsbescheid (% 7N6 RVG) der Beklagten für das Jahr 1979

17. April 1980 idF des Widerspruchsbescheides vom 11. No-
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vember 1980 ist entgegen der Auffassung der Klägerin hinsichtlich

der Berechnung des Beitrages für die beiden Gesellschafter

C. und G. H. als den bei der Klägerin gegen Ar—

beitsunfall
versicherten Unternehmern rechtmäßig. Die Klägerin

hat keinen Anspruch darauf, daß der Beitragsberechnung an Stelle

der Versicherungssummen von je 2H.OOO,—— DM die durch das Fi-

nanzamt Hannover—Nord (Bescheid vom 25. August 1980) für das

Veranlagungsjahr 1979 auf 16.247,—— DM festgesetzten Einkünfte

der Gesellschafter zugrunde gelegt werden.

Die Satzung des Trägers der Unfallversicherung kann nach % 5ü3

Abs 1 EVO die Versicherung auf Unternehmer erstrecken, die nicht

schon kraft Gesetzes versichert sind oder zu den - hier nicht in

Betracht kommenden — in Halbsatz 2 der Vorschrift angeführten

Personen gehören; das gleiche gilt für die im Unternehmen tätigen

Ehegatten der auf Grund des Absatzes 1 versicherten Unternehmer

(5 % 5M3 Abs 2 EVO). Die Beklagte hat von dieser Ermächtigung.

Gebrauch gemacht und auch durch 3 AO Abs 1 und 3 — von hier nicht

in Betracht kommenden Ausnahmen abgesehen (s % AO Abs 2) - ihrer

genehmigten Satzung vom 22. Mai 1975 — wie schon früher — die

Versicherungspflicht auf die Unternehmer sowie die in den Unter-

nehmen tätigen Ehegatten der Unternehmer erstreckt. Der Vor—

schrift des 3 671 Nr 9 EVO entsprechend, nach welcher die Satzung

ua über Höhe und Ermittlung des JAV der kraft Satzung versicher—

ten Personen bestimmen muß, hat die Beklagte in 5 A1 Abs 1 der

Satzung idF der Nachträge vom 22. November 1977 und 30. Juni

1978 festgelegt, daß für die Berechnung der Beiträge und der

Geldleistungen als JAV für den Unternehmer und den Ehegatten - im
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hier maßgeblichen Zeitraum - der Betrag von je 2M.OOO,-- DM

(Versicherungssumme) gilt. Für die Berechnung der Beiträge tritt

dementsprechend bei Unternehmern und ihren Ehegatten an die

Stelle des tatsächlichen Entgelts (% 23 Abs 2 Sätze 1 und 2 der

Satzung) die Versicherungssumme (% 23 Abs 2 Satz 3 der Satzung).

Bei der Festsetzung des Umlagebeitrags für das Jahr 1979 im an—

gefochtenen Bescheid hat die Beklagte die angeführten Satzungs-

bestimmungen angewendet und für die Unternehmerversicherung eine

Versicherungssumme von 48.000,—— DM für zwei versicherte Per—

sonen zugrunde gelegt, so daß auf die beiden Versicherten unter

Berücksichtigung eines Nachlasses von 10 vH (% 27 Abs 5 der

Satzung) ein Jahresbeitrag von insgesamt 237,10 DM entfällt. Die

Revision behauptet nicht, die Beklagte habe die — insoweit im

Wortlaut eindeutigen — Satzungsbestimmungen unrichtig angewendet.

Sie macht auch - anders als noch in den Vorinstanzen — zutreffend

nicht mehr geltend, die Beklagte hätte einen Unternehmerbeitrag

nur von der Komplementärin C. H.
,

nicht auch von dem

Kommanditisten G. H. erheben dürfen (5 BSG SozR Nr 33

zu % 539 RVG). Sie meint vielmehr, die Satzung verstoße insoweit

gegen höherrangige Normen. Diese Auffassung trifft aber nicht zu.

Die Satzungsbestimmungen, auf die sich die Beitragsforderung der

Beklagten stützt, sind autonome Rechtsnormen, die für die Mit—

glieder der Berufsgenossenschaft und für die Versicherten ver-

bindlich sind und diesen gegenüber normativen Charakter haben

(BSGE 27, 237, 2ü0; 54, 243, 24“; 55, 26, 27).

Bei einem Streit über die Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsakts,
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der auf Grund autonomer Normen des Unfallversicherungsträgers

ergangen ist, haben die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit das

von dem Versicherungsträger erlassene autonome Recht darauf zu

prüfen, ob es mit dem Gesetz, auf dem die Berechtigung beruht und

dessen Erfüllung es dient, und mit sonstigem höherrangigen Recht

vereinbar ist (vgl BSGE aaO). Allerdings ist den Trägern der

Sozialversicherung innerhalb der ihnen gesetzlich erteilten Er-

mächtigung gewöhnlich ein großer Regelungsspielraum eingeräumt (s

BVerfG SozR 2200 ? 5ü3 Nr 6; BSGE Bü, 2U3‚ 2U5), der ausgefüllt,

nicht jedoch überschritten werden darf.

Die Satzungsbestimmungen der Beklagten über die Unternehmerver-

sicherung stehen entgegen der Auffassung der Revision mit höher-

rangigen Normen nicht in Widerspruch. % 728 Abs 1 RVG, wonach

sich die Höhe der Beiträge grundsätzlich nach dem — tatsäch—

lichen - Entgelt der Versicherten und nach dem Grade der Unfall-

gefahr richtet (3 aber auch 3 729 Abs 2 RVO - Entrichtung der

Beiträge nach der Zahl der Versicherten statt nach Entgelten),

gilt für die satzungsmäßige Unternehmerversicherung (€ GU? RVG)

nicht. Vielmehr hat der Unfallversicherungsträger mit der Auf-

gabe, über Höhe und Ermittlung des JAV der satzungsmäßig ver—

sicherten Unternehmer durch Satzung zu bestimmen (% 671 Nr 9

EVO), auch das Recht erhalten, auf diesem Wege in Freier Ge—

staltung festzulegen, nach welchem JAV die Berechnung der Ent—

schädigungsleistungen sowie der Reiträge zu erfolgen hat (RSGE 5,

222, 229, 230; 21, 1ü8, 150). Wie der erkennende Senat (RSGE 330)

bereits ausgesprochen hat, steht es dem Unfallversicherungsträger

hierbei offen, einen — wie hier — rein nach Gesichtspunkten der
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Zweckmäßigkeit ermittelten, frei gegriffenen Festbetrag zu

wählen, der vom individuellen Erwerbseinkommen des versicherten

Unternehmers ganz unabhängig ist (vgl auch 5 ü1 des Musters einer

Satzung für gewerbliche Berufsgenossenschaften, abgedruckt in

Lauterbach/Watermann, Gesetzliche Unfallversicherung, 3. Aufl,

Anhang Nr 23). Bei der Festlegung einer Versicherungssumme von

2M.OOO‚—- DM ist die Beklagte weder willkürlich verfahren, noch

hat sie gegen das Übermaßverbot verstoßen. Abgesehen von der

Zweckmäßigkeit der Regelung ergibt sich dies schon aus der

Orientierung am durchschnittlichen JAV aller Angestellten im

Einzelhandel (25.025‚-- DM im Jahre 1978, s RABl 1980, Heft 3

S 91). Daß die Einkünfte der Klägerin und ihres Ehegatten den in

der Satzung bestimmten JAV - wie die Klägerin vorträgt — bei

weitem nicht erreichen, zwingt nicht zu einer Ausnahmeregelung.

Auch ein erhebliches Abweichen nach oben oder unten ist einem

Festbetrag eigen. Vor allem ist der Festbetrag auch für die vom

Einkommen abhängigen Leistungen der Beklagten maßgebend und

bietet einen Mindestschutz bei Arbeitsunfällen (s BVerfG SozR

2200 2 543 Nr 6). Hinzu kommt, daß die tatsächliche Belastung der

Klägerin und ihres Ehemannes für den Schutz gegen Arbeitsunfälle

und Eerufskrankheiten auch im Verhältnis zu dem von ihnen

angeführten tatsächlichen Einkommen keine unvertretbare Härte

bedeutet.

Die Pflicht zur Entrichtung eines von der Höhe des Einkommens

unabhängigen — hier: für alle versicherten Unternehmer mit der-

selben Gefahrklasse grundsätzlich gleichen - Beitrags verstößt

auch nicht gegen das Gleichbehandlungsgebot (Art 3 Abs 1 GG). Das
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Bundesverfassungsgericht hat dies für die insoweit vergleichbaren

Fälle nach dem Handwerkerversicherungsgesetz bereits mehrfach

(BVerfGE 3“, 62, 66; 52, 26ü, 27h; SozR 5800 € & Nr 3) und nun-

mehr auch ausdrücklich für die Unternehmerversicherung der ge-

setzlichen Unfallversicherung ausgesprochen (BVerfG SozR 2200

% 5u3 Nr 6). Bei der Ordnung von Massenerscheinungen, wie sie

insbesondere die Sozialversicherung enthält, sind typisierende

Regelungen allgemein als notwendig anerkannt und als verfas-

sungsrechtlich unbedenklich behandelt werden (BVerfGE 17, 1, ?3;

BVerfG SozR aaO). Härten im Einzelfall sind bei solchen typi-

sierenden Regelungen unvermeidbar und hinzunehmen (BVerfGE 13,

21, ?9), vor allem wenn sich diese Härten — wie hier - bei einer

Leistungsgewährung ausgleichen. Auch eine Verletzung des Art 1“

Abs 1 GG liegt nicht vor. Nach der Recht3prechung des Bundesver-

fassungsgerichts stellt die Auferlegung von Zwangsbeiträgen je—

denfalls in der hier strittigen Höhe keine Verletzung des Eigen-

tums dar (BVerfGE 10, 35”, 371: BVerfG SozR 5800 Q ” Nr ?).

Die Revision ist danach zurückzuweisen.
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_11_

Die Kostenentscheidung beruht auf % 193 SGG.
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